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„Wir verstehen ländliche Räume und Landwirtschaft nicht als konkurrierende Mittelempfänger,
sondern vielmehr als zwei sich ergänzende Hälften“, stellt Nina Sehnke fest. Denn die
Vorsitzende des Bundes der Deutschen Landjugend (BDL) e.V. weiß: „Eine Förderung der
ländlichen Infrastruktur kommt nicht zuletzt auch den dort lebenden Landwirten und ihren
Familien zugute. Und unterstützt somit auch die Landwirtschaft an sich.“

      

Ihr geht es um die von Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner angestrebte Änderung
des Artikels 91a im Grundgesetz, der die Grundsätze der Gemeinschafts-aufgabe
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) zwischen Bund und Ländern
festschreibt. Sie soll um das Ziel „Ländliche Entwicklung“ erweitert werden.
Aus ihrer Sicht bietet die Öffnung der GAK vor allem Chancen: „Landwirte sind mehr als reine
Produzenten landwirtschaftlicher Produkte, sie sind Bürger der ländlichen Räume. Und sie
haben Familien: Kinder, die in die Schule gehen und gute Verkehrs-strukturen brauchen,
Partner und Familienmitglieder, die nicht auf dem Hof arbeiten, aber beruflich in der Heimat
bleiben wollen. Und sie haben Eltern, die ärztliche Versorgung brauchen“, so Nina Sehnke.
Dennoch steht für den Jugendverband fest: Eine Öffnung der GAK setzt zusätzliche
Finanzmittel voraus. „Eine Kürzung der Zahlungen für die Landwirtschaft ist nicht zumutbar. Wir
brauchen weiterhin starke Agrarförderprogramme, um eine Entwick-lung der Branche
sicherzustellen! Investitionen in Technik, in neue Betriebszweige, Um- oder Neubauten…
kosten nicht zuletzt auch Geld, um für alle Betriebe nach-haltig umsetzbar zu sein“, macht die
BDL-Bundesvorsitzende deutlich und stellt fest: „Daher ist es dringend notwendig, dass die
GAK in der bestehenden Form nicht geschwächt, sondern weiter gestärkt wird.“

  

„Die Entwicklung des ländlichen Raums und der damit verbundenen Schaffung von
gleichwertigen Lebensverhältnissen in Stadt und Land ist eine zentrale Aufgabe der
Bundesregierung. Wir freuen uns, dass dieses wichtige Thema stärker in den Fokus der Politik
rückt und man die Probleme endlich anpacken will“, urteilt Nina Sehnke. „Die angestrebte
Grundgesetzänderung vom Bundesministerium für Landwirtschaft und Ernährung zeigt, dass
unsere Botschaft fürs Land in der Bundesregierung angekommen ist: Die Herstellung der
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in Stadt und Land ist elementar.“
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